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4. Ostdeutschland: Die Miihen der Transfor-
mation

Global und oberflichlich betrachtet, zeichnet die ostdeucsche Wirt-
schaft inzwischen ein krifriges Wachstum aus. Die Bundesregie-
rung betont stolz, daf} die neuen Bundeslinder mit jahrlichen Zu-
wachsraten beim Bruttoinlandsprodukt von fast 9 vH und beim
Verarbeitenden Gewerbe von etwa 20 vH (1994) inzwischen zur
Region in Europa mit dem hochsten Wachstum mutiert seien.
Diese Wachstumsentwicklung, die nichr als konjunkrureller Auf-
schwung bezeichnet werden kann, ist jedoch mehrfach zu relaci-
vieren: Erstens berechnen sich die Wachstumsraten auf der Grund-
lage eines sehr niedrigen Ausgangsniveaus und fallen daher so hoch
aus (Basiseffekt). Zweitens ist zu beriicksichtigen, daB die wirt-
schaftliche Dynamik Ostdeutschlands zu groen Teilen tiber west-
deutsche Transfers finanziert wird und daher nichr selbsttragend ist.
Der Vollstindigkeit halber sei an dieser Stelle vermerkt, dal3 etwa
40 vH dieser Transfers in Form von Nachfrageimpulsen nach West-
deutschland zuriickflieBen. Drittens zeigt ein Vergleich, dafB3 die
ostdeutsche Wirtschaft noch lange nicht die Produktivitit der west-
deutschen Wirtschaft erreicht har.

Die grundlegende Bedingung dafiir, daf} sich diese derzeic grisf3-
te geschlossene Krisenregion innerhalb der EU zu einer dauer-
haft leistungsfahigen und sich weitgehend selbst finanzierenden
Wirtschattsregion encwickelt, ist und bleibr ein starkes Verar-
beitendes Gewerbe und hier vor allem die iiberwiegend auf iiber-
regionale Absatzmirkte orientierte Industrie einschiieBlich ei-
nes schlagkrifcigen Forschungs- und Entwicklungspotentials.
Diese Voraussetzungen sind jedoch — wie noch zu zeigen sein
wird — nicht gegeben: Die neuen Bundeslinder sind aufgrund
der Wirtschafts- und Wihrungsunion mic ihren schockartigen
Folgen fiir die ostdeutschen Unternehmen und nicht zuletzt auf-
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grund der Politik der Treuhandanstalt inzwischen sehr stark de-
industrialisiert.

4.1 Dependenzokonomie mit hohem Transfer-

bedarf

Gesamtwivischafiliche Bewertung

Der wirtschaftliche Verlauf des Jahres 1994 bestitigt, dal der Trans-
formationsprozef3 der ostdeutschen Wirtschaft eines langen Zeit-
raumes bedarf und nicht in wenigen Jahren bewiltigt werden kann.
Auch die von der Treuhandanstalt fast abgeschlossene, vorrangig
und schnell betriebene Privatisierung bis zum Jahresausgang 1994
fiihrre nicht dazu, die ostdeutsche Wirtschaft als eine stabile Regi-
on in den Wirtschaftskreislauf des fritheren Bundesgebietes zu in-
tegrieren. Viereinhalb Jahre nach dem Start der Wirtschafts- und
Wihrungsunion hat sich der Osten Deutschlands weitgehend zu
einem transferabhingigen Anhdngsel der westdeutschen Wirtschaft
entwickelt, ohne aber — mit der Einfithrung markewirtschaftlicher
Regulierungsmechanismen — ein spiegelbildliches, nur kleineres
Abbild der westdeutschen Wirtschaft etablieren zu konnen:

Bei knapp einem Fiinftel der Wohnbevélkerung der Bundesre-
publik Deutschland leben in den neuen Bundeslindern mehr als
zwei Fiinfrel aller Arbeitslosen, dagegen stammen nur etwas mehr
als ein Fiinfzigstel aller deutschen Ausfuhren des Bergbaus und
des Verarbeitenden Gewerbes aus dieser Region. Mit der prasen-
tierten Ubersicht in Tabelle 11 werden zugleich die Erfolgsmel-
dungen iiber die Investitionen insgesamt und speziell tiber die
Bauinvestitionen in den neuen Bundesldndern relativiert. Ange-
sichts der jahrelangen Vernachlissigung der Infrascrukeur in der
fritheren DDR sind im Vergleich zur Wohnbevélkerung und der
Landesfliche die fiir 1994 ausgewiesenen Anteile von knapp ei-
nem Viertel der gesamtdeutschen Investitionen nicht tiberwilri-
gend. Um autholen zu kénnen, miifice die Investitionsquote fir
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Tabelle 11: Gewicht der nenen Bundeslander an ausgewdiblien Wirt-
schafts- und Sozialindikatoren, 1994

Deutschland = 100

Arbeitslose (registriert und verdeckrt) 432
Fliche 30,3
Bauinvestitionen 24 4
Anlageinvestitionen 22,8
Ausrlistungsinvestitionen 20,2
Bevilkerung * 19,2
Erwerbstitige®* 17,9
Selbstandige** 13,4
Privater Verbrauch 12,3
Bruttoinlandsproduke 8,6
Umsatz Bergbau und

Verarbeitendes Gewerbe** 5,6
Gebaute Wohnungen 1991

bis 1. Halbjahr 1994 4,7
Auslandsumsatz Bergbau und

Verarbeitendes Gewerbe** 2,3
* 1993,

*#% 1, Halbjahr 1994,
Quelle: SVR, JG 1994/95, Statistisches Bundesamt

Jahrzehnte deutlich tiber derjenigen Westdeutschlands liegen. Dies
gilt nicht zuletze fiir den Wohnungsbau: Gemessen an den zwi-
schen 1991 und Mitte 1994 in Deutschland neu errichteten Woh-
nungen entfielen noch nicht einmal 5 vH auf Ostdeutschland.

Das tiir das Jahr 1994 ausgewiesene Wirtschaftswachscum er-
weckt zunichst den Eindruck, daf} die ostdeutsche Wirtschafr auf
einen linger anhaltenden Wachstumspfad eingeschwenkt ist und
damit der lang ersehnte “sich selbst tragende Aufschwung” Reali-
tdt geworden ist. Werden die Ursachen und Bedingungen der Ent-
wicklung des Jahres 1994 genauer betrachret, bleibt von dieser
Interpretation allerdings nicht mehr viel tibrig:
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Tabelle 12: Nachfrage-Produktionsliicke in den neuen Bundeslindern 1991-1994

Brutto- Inlands- Inlands- BSP minus Auben- offentliche

Jahr

nachfrage je Inlands- beitrag (3) Finanz-

nachfrage

(1,2

sozial-

transfers (4)

nachfrage (1)

Einheit BSP

produke,
BSP(1)

Mrd. DM

Mrd. DM

Mrd. DM

Mrd. DM

Mrd. DM

141,8

-~ 1606,0
-198,0
- 209,0
- 2210

-144,3
-184,0
-197,3

1,67
1,67
1,63
1,61

358,3
457.,4

51

214,0

1991

172,1

1992
1993
1994

190,1

2
,

314,8
349,0

194,5

-213.4

562,4

1 In jeweiligen Preisen.

2 Leczte inlindische Verwendung: privater Verbrauch + Staatsverbrauch + Brurttoinvestitionen.

3 Saldo der Lieferungen und Beziige von Waren und Dienstleistungen des fritheren Bundesgebiets in die bzw. aus den neuen

Lindern und Berlin-Ost (ohne Erwerbs- und Vermégenseinkommen).

4 Bruttotransfer.

Quelle: Staristisches Bundesame, DIW, Deutsche Bundesbank; eigene Berechnungen
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— Wie in den Vorjahren sind die Brutto-Transferleistungen (die
in etrwa dem “Aullenbeitrag” Ostdeutschlands entsprechen; bei
diesem statistischen Konstrukt werden Ost- und Westdeutsch-
land jeweils als “Ausland” betrachrtet) aus dem fritheren Bundes-
gebiet in die neuen Bundeslinder weiter angestiegen. Der im-
mer noch hohe, sogar leicht ansteigende Aulenbeitrag ist letzt-
lich Beleg fiir eine noch nicht selbsttragende Wirtschaftsentwick-
lung in Ostdeutschland. Die nach der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung ermittelten “Ausfuhren” von Ost- nach West-
deutschland erhsheen sich 1994 zwar gegeniiber dem Vorjahr
um 11,4 Mrd. DM, im gleichen Zeitraum war der Zuwachs ost-
deutscher ,Einfuhren” aus Westdeutschland mit 23,2 Mrd. DM
aber doppelt so hoch.

— Die ostdeutschen Ausfuhren in die Linder der EU sind volks-
wirtschaftlich marginal. Im ersten Halbjahr 1994 betrugen sie
beispielsweise 1,275 Mrd. DM, was — gemessen an den Ausfuh-
ren Westdeutschlands — lediglich 0,8 vH sind. Diese Exportbei-
trige sind viel zu gering, um einen dauerhaften Impuls fir Ost-
deutschland zu initiieren.

— Im Zeitraum von vier Jahren hat sich der ostdeutsche Anteil
am gesamtdeutschen Bruttoinlandsprodukt trotz der hohen Trans-
ferleistungen nur auf 8,6 vH erhshe; und das bei einem Bevélke-
rungsanteil von knapp 20 vH.

Es wird also immer deutlicher: Alle Traume von der schnellen
Aufholjagd Ostdeutschlands sind bisher an den Realitdten zer-
schellt. Die gegenwirtigen Wachstumsraten in Ostdeutschland
miiliten schon mehr als zehn Jahre durchgehalten werden, um
schlieBlich beim Bruttoinlandsproduke je Einwohner das westdeut-
sche Durchschnittsniveau zu erreichen. Seridse Prognosen zur wirt-
schaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands gehen aber davon aus,
daf sich die 1994 erreichten Zuwachsraten niche dauerhaft fore-
setzen werden, sondern daf} mit einer Abflachung des Wachstums
zu rechnen ist.
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Standortentscheidungen der Industrie sind weitgehend abgeschlossen

Die wichtigsten Standortentscheidungen der Industrieunterneh-
men sind weitgehend abgeschlossen. Neuansiedlungen grofer
Unternehmen bzw. Betriebe aus Westdeutschiand und dem Aus-
land sind mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr zu erwarten.
Auch die wesentlichen Entscheidungen tiber die Fortfithrung der
industriellen Kernsektoren (Werfren, Stahlindustrie, Chemieindu-
strie, Maschinenbau und Elektroindustrie) auf radikal reduziertem
Beschiftigungsniveau sind mittlerweile fixiert.

Rasches Wachstum der Industrieprodukiion bet hoben Niveauviickstan-
den und stavker westlicher Konkurrenz

Die Wachstumsraten der Industrie fiir 1994 fallen auf den ersten
Blick auBerordentlich hoch aus, zudem konnten fast alle Branchen
des Verarbeitenden Gewerbes auf positive Zuwachsraten verwei-
sen. Aufgrund der massiven Produktivitdtssteigerungen gegeniiber
1993 hat sich dabei jedoch die Beschiftigtenzahl im Verarbeiten-
den Gewerbe nicht erhdht, im Gegenteil, sie reduzierte sich noch
einmal um erwa 11 vH.

Aus den formell hohen Wachstumsraten ziehen viele Politiker
aber auch Okonomen falsche Schliisse hinsichtlich der weiteren
Gestaltung von FordermalBinahmen fiir die neuen Bundeslidnder.
Sie ignorieren hiufig die nach wie vor kritische Situation der ost-
deutschen Industrie. Ein Vergleich des Niveaus der ostdeutrschen mit
der westdeutschen Industrieproduktion macht dies deutlich. Die
ausgewiesenen Riickstinde sind noch immer derart grof3, dal3 rea-
listischerweise Jahrzehnte fiir ihre Beseitigung notwendig sein
werden.

Einerseits beziehen sich die relativen Wachstumsraten sowie die
absoluten Zuwiichse nach dem Produktionszusammenbruch aufein
niedriges Ausgangsniveau (Basisetfekt), andererseits wird — von
wenigen Ausnahmen abgesehen — das Wachstum des Verarbeiten-
den Gewerbes von solchen Wirtschaftszweigen bestimmt, die vor-
rangig lokale Mirkee bedienen (so z.B. Steine/Erden, Stahl- und
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Tabelle 13: Riickstand des Verarbeitenden Gewerbes der newen Bundeslin-
der im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands, 1994

Tabelle 14: Arbeitstiglicher Nettoproduktionsindex im 3. Quartal
1994%* (2. Halbjahr 1990 = 100)

Vergleichskennziffern Verarbeitendes Gewerbe

Ostdeutschlands in vH
(Westdeutschland = 100)

Produkrivitit (BIP je Beschiftigten) 51,8
Umsatz je Beschiftigten 57,2
Umsatz des Verarbeitenden Gewerbes 5,8
AuBenhandelsumsatz je Beschiftigten 22,9
Auflenhandelsumsartz des

Verarbeitenden Gewerbes 2,3
Kapitalintensitit je Beschiftigren 75
Kreditbelastung der

Sachanlagen ostdeutscher

Produktionsunternehmen (1993) * 218

* Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank.
Quelle: SOSTRA

Leichtmetallbau, Erndhrungsgewerbe). 1994 ist diese Differenzie-
rung noch ausgeprigter als bereits in den vorhergehenden Jahren
ausgefallen. Damirt bleibt die regionale “Exporckraft” der neuen
Bundeslinder extrem schwach, und es bestehen somit auch kaum
Maoglichkeiten, den extrem hohen negativen “AuBenbeitrag” zu
reduzieren. SchlieBlich zeigen die Kennziffern in der Tabelle, daf}
die Wettbewerbsfahigkeit der ostdeutschen Unternehmen aufgrund
der fehlenden Absatzmarkte und der dadurch bedingten niedrigen
Produktivitdt noch extrem gefihrdet ist. Ohne weitere oder fort-
gefithrte Forderprogramme sind daher zahlreiche Firmenzusam-
menbriiche in Ostdeutschland zu erwarten.

Auch der Blick auf den arbeitstiglichen Netroprodukeionsin-
dex verdeutlicht die Talfahrt der ostdeutschen Industrie in den
vergangenen Jahren und die Dimension des notwendigen Authol-
prozesses: Erst wenn der (mit Bezug auf das 2. Halbjahr 1990 aus-
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Gewinnung und Verarbeitung

von Steinen und Erden 2421
Stahl- und Leichtmeralibau,

Schienenfahrzeugbau 200,3
Bauhauptgewerbe 200,1
Druckerei und Vervielfiltigung 147,3
Mineraldlverarbeitung 144,0
Eisen-, Blech- und Metallwaren 141,1
Ernihrungsgewerbe 120,2
Straflenfahrzeugbau 102,8
Produzierendes Gewerbe insgesamt 102,6
Elektrizitdts- und Gasversorgung 98,7
Chemische Industrie 65,9
Elekcrotechnik 62,8
Maschinenbau 31,2

# Da sich das Produktionsvolumen der DDR im 1. Halbjahr 1990 erwa hal-
bierte, sind erst bei Werten von ca. 200 die Produktionsvolumen zum Jahres-
wechsel 1989/90 wieder erreicht.

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

gewiesene) Nettoproduktionsindex auf den Wert 200 klecter, ist
das industrielle Produktionsniveau der ehemaligen DDR zum Jah-
reswechsel 1989/90 erreicht. Bekanntermallen setzte bereits im
Eriihjahr 1990 die rasche Talfahrt der DDR-Industrie ein und fithrte
im Ergebnis dazu, dafl im 2. Halbjahr 1990 ~ dem Bezugszeit-
raum der aktuellen Stacistiken — nur noch die Hilfte des ,norma-
len® Produktionsvolumens der ehemaligen DDR erzielt wurde. Von
der Erreichung dieses ,, normalen Produktionsvolumens sind die
meisten Bereiche des Produzierenden Gewerbes aber weit entfernt.

Die hochsten Nettoprodukrionswerte erzielten vor allem dieje-
nigen Branchen, die iiberwiegend lokale und regionale Mirkte
bedienen. Allerdings herrschr auch auf diesen Mirkten oft eine
groBe Konkurrenz westlicher Anbieter, so daB selbst solche typi-
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schen Mirkte des bodenstindigen Gewerbes bei weitem nicht aus-
schlieBlich von “einheimischen” ostdeutschen Unternehmen be-
dient werden.

Das als “Konjunkturlokomotive” gefeierte Bangewerbe in Ost-
deutschland verfiigte zundchst iiber giinstige Rahmenbedingun-
gen. Ein jahrelang aufgestauter Bedarf schien Sorgen um Absartz
und Markranteile zu vertreiben. Die Privatisierung vollzog sich
schneller als in anderen Bereichen des Produzierenden Gewerbes,
und nicht zuletzt wurde der verschlissene Kapitalstock rasch er-
neuert. AuBerdem gehirte das Baugewerbe zu den wenigen Wirt-
schaftsbereichen Ostdeutschlands, in denen kein abrupter und ra-
dikaler Beschifrigungsabbau erfolgte wie etwa in der Industrie oder
in der Landwirtschaft. Einen betrichelichen Teil der in den neuen
Bundeslindern realisierten Bauleistungen haben ungeachret des-
sen Unternehmen aus dem fritheren Bundesgebiet iibernommen.
Westdeutsche Bauunternehmen kénnen iiber ihre BetriebsgroBe,
umfassende Verkaufsstrategien, giinstigere Kreditbeschaffungs-
moglichkeiten und den Einsatz austindischer Bauarbeiter Kosten-
vorteile einsetzen. Mit ihren scrukturellen und damir stracegischen
Markevorteilen werden ostdeutsche ,, Newcomer® und kleine und
mittlere Baufirmen mit nur unzureichender Kapitalausstattung
bei der MarkrerschlieBung behindert. So werden nur 70 vH des in
den neuen Bundeslindern vorhandenen Bauvolumens auch durch
einheimische Baubetriebe realisiert. Im Gegensatz zu allen west-
deutschen Flichenstaaten bestehr in allen neuen Bundeslindern
ein bedeutender und zudem noch anwachsender innerdeutscher
“Importiiberschufl” an Bauleistungen. Aus fehlenden Baukapazi-
taten in Ostdeutschland ist dieser Leistungscransfer nicht erklir-
bar. Die Zahl der ostdeutschen Arbeitslosen in den Bauberufen hat
sich seit 1992 bei etwa 50.000 eingepegele, der Auftragsbestand
je Beschittigten betrug im Seprember 1994 in den Baubetrieben
des fritheren Bundesgebiets 80.000 DM, in den neuen Bundeslin-
dern waren es dagegen nur 52.800 DM. Ein grofier Teil des Bau-
booms speist sich schlieBlich aus der explosiv gestiegenen und hiu-
fig sehr spekulativen Errichcung von abschreibungsbegiinstigten
Biirobauten und Geschifrszentren. Nach dem Ende 1996 auslau-
fenden Fordergebietsgeserz fiir dieses derzeit sehr bedeutsame
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Marktsegment wird der Geschiftszentren- und Biirobau wahr-
scheinlich erst einmal kollabieren.

Die Nahrangs- und Genufmittelindustrie, ebenfalls eine starke
Komponente des bodenstindigen Gewerbes, hat sich in Ostdeutsch-
land noch nicht ausreichend gegeniiber den marktbeherrschenden
westdeutschen Unternehmen behauptet. Im fritheren Bundesge-
biet arbeiten je 1.000 Einwohner durchschnicelich 7 Beschiftigte
im Nahrungs- und GenuBmitcelgewerbe. Dabei ist es {iberraschend,
wie relativ gleichmiBig dieses Gewerbe in den einzelnen Bundes-
lindern des fritheren Bundesgebietes besetzt ist: Die Einzelwerte
bewegen sich zwischen 5,3 in Hessen und 9,3 in Niedersachsen.
Demgegeniiber liegt der Durchschnitt der neuen Bundeslinder
bei nur 4,8 Beschiftigten im Nahrungs- und GenuBmictelgewer-
be je 1.000 Einwohner; hier wird also noch nicht einmal der Mini-
malwert von Hessen erreicht. Bei einem Bevélkerungsanteil von
knapp 20 vH werden in den neuen Bundeslindern bei einem etwa
annihernd gleich hohen Pro-Kopf-Verbrauch an Erzeugnissen des
Nahrungs- und GenuBmittelgewerbes nur 8 vH der gesamtdeut-
schen Produktion erzeugt.

Mic Ausnahme der im wesentlichen baurelevanten Bereiche
(Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden, Bauhbaupigewerbe,
Stahbl- und Leichtnetallban) blieben alle anderen Wirtschaftszweige,
darunter auch solche mit einer hohen Wertschdpfung wie die Che-
mische Industrie, der Maschinenban sowie die Elektrotechnik, mit ih-
ren Leistungen auch 1994 noch erheblich unter dem arbeitstigli-
chen Niveau des 2. Halbjahres 1990. Offensichtlich wird damit:
Die in Ostdeurschland im Verlauf der beiden zuriickliegenden Jahre
gestiegenen Ausriistungsinvestitionen geben wie die wieder stei-
genden gesamtdeutschen AuBenhandelsumsitze keine oder nur
geringfiigige Impulse fiir die ostdeutsche Investitionsgiiterindu-
strie. Im Gegenteil, der Maschinenbau erreichte im ersten Viertel-
jahr 1994 den tiefsten Stand seiner arbeicstdglichen Nettoproduk-
tion seit 1990. Das niedrige Produktionsniveau des Maschinen-
baus und der Elektrotechnik ist somit Indiz dafiir, dafl die Ver-
flechtungsstrukturen der Industrie in den neuen Bundeslindern
weitgehend und — so ist zu befiirchten — auch endgtiltig zerschla-

gen sind.
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Strukreurelle Defizite in vielen Bereichen

Regionale Differenzierung dev Industriedichte bei insgesamt niedrigem
Nivean

1994 arbeiteten von 1.000 Einwohnern Ostdeutschlands nur noch
43 in Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewer-
bes, drei Jahre zuvor waren es noch 130. Im fritheren Bundesge-
biet lag die Industriedichte im gleichen Jahr dagegen bei 97 Be-
schiftigten je 1.000 Einwohner und war damit mehr als doppelt
so hoch wie in den neuen Bundeslindern.

Die gegenwirtig “hochindustrialisierten” Regionen in den neu-
en Bundeslindern erreichen gerade die Industriedichte einer der
scrukturschwichsten Regionen des fritheren Bundesgebiertes, des
Regierungsbezirkes Liineburg mit 68 Industriearbeitspliczen je
1.000 Einwohner: Der Arbeitsamtsbezirk Merseburg hat eine dies-
beziigliche Quote von 68 je 1.000 Einwohner, es folgen Jena mit
65, Dessau mitr 61, Chemnirz mit 59 und Plauen mit S8. Die
niedrigsten ostdeutschen Werte werden in Stralsund (22), Stendal
(23), Neubrandenburg (24), Potsdam (25) und Berlin-Ost (28)
erreicht. AuBlerdem haben die regionalen Disparititen innerhalb
Ostdeutschlands — wie bereits die angefiithrren Zahlen zeigen —
weiter zugenommen: Die lindlichen Regionen in Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg fallen gegeniiber Sachsen und
Thiiringen in der Industriedichte weit zuriick.

Begiinstigung kapitalintensiver Branchen — falsch strukturierte Investi-
tionen

Aus den bereits genannten Griinden muf aber nicht nur die Inve-
stitionsférderung weiter fortgesetzt werden, gleichzeirig steht ein
griindlicher Umbau, eine Neuordnung der bisherigen Férderpro-
gramme und -instrumente auf der Tagesordnung. Die auBerordent-
lich groBziigigen Subventionen an iiberwiegend westliche Inve-
storen — welche, wie es die Forderphilosophie der Bundesregie-
rung vorsah, Kapital in Ostdeutschland anlegen sollten — hatten
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nicht nur positive Effekre fiir die Scrukeur der ostdeutschen Indu-
strie. Zwar stieg die Kapitalintensitit je Beschiftigten 1994 auf
rund 75 vH des westdeutschen Niveaus, mit den Investitionszu-
schiissen und -zulagen wurden jedoch vor allen: Anlagen in (vorwie-
gend Mdinner beschéftigenden) kapitalintensiven Branchen gefordert.
Weitaus weniger Investitionen wurden dagegen in arbeits-, wert-
schépfungs-, innovations- und nicht zuletzt exportintensiven Wirt-
schaftszweigen realisiert, von denen wesentlich hohere Beitrige
zur Milderung der ostdeutschen Arbeitslosigkeir und der Trans-
ferabhingigkeit zu erwarten sind.

Von den gesamten [nvestitionen in das ostdentsche Verarbeitende Ge-
werbe entfielen im Zeicraum von 1991 bis 1994 fast 60 vH auf
kapitalintensive Zweige, die iiberwiegend mit bereits marktein-
gefithreen oder aber auf lokale Mirkte orientierten Produkten west-
liches Kapital fiir einen schnellen und gewinntrichrigen Umschlag
anzogen. Dazu zihlten die Nahrungs- und GenuBmiccelherstel-
lung, die allein rund 18 vH der Investitionssumme absorbierte,
die Chemieindustrie (12,4 vH), die Minerallverarbeitung (9 vH),
die Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden (10 vH)
sowie die Eisen- und Stahlindustrie (1,9 vH). Demgegentiber flos-
sen im gleichen Zeitraum in den export- und innovationsintensi-
ven Maschinenbau nur 8,2 vH aller Investitionen und in die Elek-
trotechnik nur 6,4 vH. In einigen Branchen kam es zwar zur Rea-
lisierung von GroBprojekeen westlicher Konzerne — wie beispiels-
weise im Strallenfahrzeugbau (5,3 vH aller Investitionen) und im
Schiffbau (1,6 vH), — die erhoffren grofien Entlastungswirkungen
fiir die Arbeitsmirkee der Investitionsstandorte blieben jedoch aus:
dies vor allem deshalb, weil es sich bei den dortigen Ansiedlungen
um hochrationalisierte und arbeirsparende Produktionsstdtcen han-
delt, die Giberwiegend in die — aulerhalb Ostdeutschlands befind-
lichen — Zuliefernetze und Kooperationbezichungen sowie For-
schungs- und Entwicklungspotentiale der westlichen Investoren
eingebunden sind.

Das Volumen, aber auch die Strukrur der seit Beginn der Wirt-
schafts- und Wihrungsunion in Ostdeutschland durchgefiihreen
Investitionen haben das Dilemma des forrschreitenden Abbaus von
Arbeitsplitzen bisher nicht durchgreifend 16sen konnen:
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— Obwohl die jahrlichen Wachstumsraten der beiden letzten Jahre
beachtlich sind, reichten sie noch nichr aus, die seit dem 2. fialb—
jahr 1990 entstandene Liicke bei der Investitionsintensitit je
Einwohner zu schlieBen: In den zuriickliegenden viereinhalb Jah-
ren zusammengenommen wurden in den neuen Bundeslindern
Je Einwohner 95 vH des westdeutschen Niveaus investiert, bei
den Ausrlistungsinvestitionen waren es sogar nur 80 vH.

~ Besonders negativ fiir die Schaffung von langfristig konkur-
renzfahigen Arbeitsplitzen ist der stetig sinkende Anteil von Aus-
ristungsinvestitionen. Er ist von 45,4 vH in 1991 auf 30,9 vH
in 1994 zuriickgegangen, mehr als in Westdeutschland mit Wer-
ten von 46,9 vH bzw. 37,1 vH. DaB diese Encwicklung nicht
auf die unterschiedliche Wirtschaftszweigscrukeur der Investiti-
onstitigkeit zuriickzufithren ist, beweist auch der West-Ost-Ver-
gleich der Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe: Wihrend
im fritheren Bundesgebiet nur 17,1 vH aller Anlageinvestitio-
nen dieses Wirtschaftsbereiches 1993 Bauinvestitionen waren,
betrug dieser Anteil im gleichen Wircschaftsbereich der neuen
Bundesldnder immerhin 30,2 Prozent.

— Von den Investitionen in den gesamten Unternehmenssektor
ohne den Bereich der Wohnungsvermietung (1991: 64,4 Mrd.
DM; 1992: 82,7 Mrd. DM; 1993: 94,5 Mrd. DM) entfielen nur
geringe Teile auf das — fiir volkswirtschaftliche Mulciplikator-
und Akzeleratoreffekte besonders wichrige — Verarbeitende Ge-
werbe: 20,2 Mrd. DM in 1991, 25,2 Mrd. DM in 1992 und 27,3
Mrd. DM in 1993. Dem stand 1993 allein imi Sektor Handel
und Verkehr/Nachrichteniibermitrlung ein Investitionsvolumen
von 35,3 Mrd. gegeniiber.
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Industrielles Forschungs- und Entwicklungspotential gawaltiy geschrumpft

Gegenwirtig verfiigt Ostdeutschland nur noch iiber 2,5 vH des
deutschen Industrieforschungspotentials. Dieser Indikator der In-
novationskraft einer Region bleibt damit noch weit hinter dem
ohnehin geringen Anteil Ostdeutschlands an der gesamtdeut-
schen Industrieproduktion von 5-6 vH zuriick. In einem Zeit-
raum von nur vier Jahren ist die Zahl der Forscher und Entwick-
ler in der Industrie von 85.700 auf gegenwirtig nur noch 16.000
geschrumpft. Zum Vergleich: Allein der Siemens-Konzern ver-
fiigt in Westdeurschland iiber ein gréBeres Forschungs- und Ent-
wicklungspotential als die gesamte Industrie der neuen Bundes-
linder. Auch wenn die Treuhandanstalt bei der Privatisierung
der Unternehmen versucht hat, industrielle FuE-Kapazititen in
— offentlich geforderte — Forschungs GmbH zu iiberfithren, hat
sie doch nur selten ernsthafte Anstrengungen unternommen, 1n
den von ihr verwalteten Unternehmen innovationsrelevante Ar-
beitsplitze zu erhalten. Dies muf3 — neben anderen —als ein grund-
legender Mangel ihrer Privarisierungspolitik bezeichnet werden,
der die ostdeutsche Induscrie nachhaltig geschwicht hat. Inzwi-
schen konzentrieren sich die Forschungsaktivititen in Ostdeutsch-
land — nicht zuletzt in Ermangelung vorhandener Grofunter-
nehmen mit mehr als 1.000 Beschiftigten —auf Klein- und Mit-
telbetriebe, die zudem hochgradig von staatlichen Innovations-
forderprogrammen abhingig sind. In den alten Bundesldndern
ist dagegen eine véllig andere Struktur zugunsten groBbetriebli-
cher FuE-Kapazititen und weitgehend privat finanziercer Inno-
vationsakrivitdten zu verzeichnen.

Zur osidentschen Beschdftigungsentwicklung

Die in allen Bereichen der ostdeurschen Wirtschaft ansteigende
Leistungskraft hat aufgrund des sehr niedrigen Ausgangsniveaus
und des raschen Produktivititswachstums die Probleme des Ar-
beitsmarktes bislang nicht mildern kénnen. Vom Sachverstindi-
genrat zur Begutachrung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
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wurden im letzten Jahresgutachten 1994/95 die immensen Un-
gleichgewichte auf dem ostdeutschen Arbeitsmarke beklagt. Er
blieb allerdings sprachlos, wenn es um Vorschlige zur Beseitigung
der Massenarbeitslosigkeit im Osten Deutschlands ging. Lapidar
vor allem die Aussage: "Vor allem ist schwer absehbar, in welchen
Bereichen hinreichend viele Arbeitspldtze geschatfen werden kénn-
ten”. Dies hilt den Sachverstidndigenrat aber nicht vom gebets-
miihlenhaften Beklagen der angeblich zu hohen Lohne in den neu-
en Bundesldndern ab.

Das wahre Ausmal des Riickgangs der Beschiftigung erhilt man
durch eine Langzeituntersuchung der Beschiftigung von Minnern
und Frauen im Alter von 16 bis 65 Jahren (Sozio-ckonomisches
Panel des DIW). Waren 1990 noch 84,5 vH aller Minner und
55,2 vH aller Frauen dieser Altersgruppe in Ostdeutschland voll-
zeitbeschiftigt, so waren es vier Jahre spiter nur noch 61,7 vH
aller Mdnner und 40,3 vH aller Frauen. Im 2. Halbjahr 1991 —
dem Zeitraum ihrer erstmaligen Ermitclung — wurden in den
neuen Bundeslandern noch 6,3 Millionen sozialversicherungs-
pflichtig Beschiftigte ermictelt, deren Zah! bis zum 1. Halbjahr
1994 kontinuierlich auf 5,4 Millionen sank. Zwar ist die Zahl
der Beitragspflichtigen im September 1994 erstmals — im Ver-
gleich zum Vorjahreszeicraum — leicht angestiegen, eine deutli-
che Zunahme fiir 1995 wagt jedoch kein Forschungsinstitut zu
prognostizieren.

Triger des geringen Beschiftigungswachstums war die Bazuwire-
schaft, der es gelang, im Verlaufe des Jahres 1994 einen Zuwachs
an Arbeitsplitzen von etwa 6 vH zu erzielen. Die zu den eigentli-
chen Hoffnungstrigern hochstilisierten Bereiche des rertiaren Sek-
tors haben im Verlauf des Jahres 1994 dagegen keine zusitzlichen
Arbeitsplitze geschaffen. So stagnierten auch 1994 die Beschiit-
tigtenzahlen im Grof3- und Einzelhandel sowie im Gastgewerbe
oder sind sogar riicklaufig. Die Zahl der Arbeitsplitze im Verarbei-
tenden Gewerbe verringerte sich 1994 insgesamt um weitere 11 vH.
Allerdings waren von diesem Riickgang nicht mehr — wie in den
Vorjahren — ausnahmslos alle Wirtschaftsbereiche des Verarbei-
renden Gewerbes betroffen. Erstmalig gab es einzelne Industrie-
branchen mit steigenden Beschiftigtenzahlen, und zwar die Berei-

172

che Herstellung von Kunststoffwaren, Gewinnung und Verarbei-
tung von Steinen und Erden, Papier- und Pappeverarbeitung,
Holzbearbeitung sowie der Bereich Druckerei und Vervielfiltigung.
Die genannten Bereiche konnten zusammen einen bescheidenen
Zuwachs von 8.500 Arbeitsplitzen ausweisen. Demgegentiber setz-
te sich der Abbau von Arbeitsplitzen in den Industriebereichen
mit einer traditionell hohen Wertschépfung, wie z.B. im Maschi-
nenbau und in der Chemischen Industrie, auch im Jahre 1994 weiter
fore: Allein diese beiden Branchen verloren 1994 weitere 40.000
Beschiftigte.

Insgesamt liegt die Arbeitsplatzliicke in den neuen Bundeslin-
dern bei etwa 2,5 Millionen und betrifft somit knapp ein Drittel
aller Erwerbspersonen. Dabei lag 1994 die registrierte jahresdurch-
schnittliche Arbeitslosenquote der Frauen mit 21,5 vH etwa dop-
pelt so hoch wie die der Méanner mit 10,9 vH.

Zusammenfassung: Dependenzikonomie mit hober Arbeitslosigkeir und
groflem Arnutspotential

Die 6konomische und finanzielle Abhingigkeit Ostdeutschlands
vom fritheren Bundesgebiet wird auf Jahrzehnte erhalten blei-
ben. 1994 lag die Liicke zwischen dem Bruttosozial produke und
der inlindischen Endnachfrage nach wie vor bei etwa 38 vH. In
gleicher Hohe besteht ein Importiiberschull gegeniiber West-
deutschland. Beides wird weitgehend durch die offentlichen
Transfers finanziert, die auch fiir die nichsten 15-20 Jahre un-
verzichtbar sein diirften.

Ostdeutschland ist entsprechend den Eigentumsverhiltnissen
die grofice EU-Region mit weitgehend externer Steuerung. Gleich-
zeitig ist die Betriebsgrofenstrukeur vollig atypisch fiir eine hoch-
entwickelte Volkswirtschaft, da in der Industrie keine GroBbetrie-
be mit mehr als 5.000 Beschiftigten existieren und nur noch we-
nige Unternehmen mehr als 1.000 Beschiftigte aufweisen. Gerade
diese beiden Bertriebsgrofengruppen aber sind es, die in West-
deutschland etwa 80 vH des industriellen Forschungs- und Ent-
wicklungspersonals auf sich vereinigen.
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Ein weiteres typisches Merkmal fiir die Dependenzskonomie
Ostdeutschlands sind die nach wie vor sehr hohen Auspendler-
quoten einerseits und Abwanderungsquoten andererseits. Niche
zulecze bildet der extrem hohe Geburtenriickgang auf nicht ein-
mal die Hilfte des Ausgangsniveaus Ende der 80er Jahre in Kom-
bination mit der hohen Abwanderungsquore ein Gefihrdungspo-
tential fiir die zukiinftige Entwicklung Ostdeutschlands: Die Uber-
alterung wird drastisch zunehmen, die denographische Delle wird
grifSer sein als nach den beiden Weltkriegen. Dies fithre tendenziell zu
einem weiteren Abbau wichtiger Infrascrukeureinrichrungen (Kin-
dertagesstitten, Schulen usw.) und damir zu weiterem Personalab-
bau, inbesondere in den lindlichen Regionen der neuen Bundes-
linder.

4.2 Maf3nahmen zur Gestaltung der wirtschaft-
lichen Entwicklung Ostdeutschlands

Die Analyse der wirtschafts-, industrie- und beschiftigungspoliti-
schen Situation Ostdeutschlands hat gezeige, dafl die Gestalrungs-
spielrdume einer gezielten Aufbaupolicik duBerst eng sind und
durch wireschafespolitische Fehler der Bundesregierung in den letz-
ten vier Jahren weiter beschnitten wurden:

— Erstens sind eine rigide Privatisierungspolitik und hohe Inve-
stitionen offenbar keine hinreichenden Bedingungen fiir den Er-
halc vorhandener und die Schaffung zusitzlicher Arbeitsplirze,
schon gar nicht fiir eine an Skologischen Erfordernissen ausge-
richtete Wirtschaftsweise.

Die ckologiepolitischen Fehler Westdeurschlands werden beim
Neuaufbau der neuen Bundeslinder hiufig wiederholr, Infrascruk-
tur-, Stadrebau- und Industrieinvestitionen nur selten an 6kolo-
gischen Zielen ausgerichtet. So wird beispielsweise die ineffizi-
ente und klimazerstérende Energieversorgungsscruktur Ost-
deucschlands mit GroBkraftwerken auf Braunkohlenbasis mic In-
vestitionskosten von etwa 30 Mrd. DM von den westdeutschen
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Energiekonzernen komplett erneuert und teilweise sogar erwei-
tert, obwohl viel effizientere und umweltfreundlichere Strukru-
ren mit groBen positiven Beschiftigungseffekten entwickelt wer-
den kénnten.

— Zweitens kann das Wirtschaftswachstum kaum weiter beschleu-
nigt werden; im librigen besteht aufgrund der dann weiter stei-
genden Produkrivitidtsgewinne die Gefahr eines “jobless growth”,
eines beschiftigungslosen Wirtschaftswachstums.

— Drittens bedarf es enormer Anstrengungen, um in Ostdeutsch-
land auf eine mittlere Frist von 10-15 Jahren deutlich hohere
Wachstumsraten als in Westdeutschland zu sichern.

Gleichwohl oder gerade deshalb bleibt es zumindest fiir die nédch-
sten zehn Jahre eine vordringliche Aufgabe der Wirtschaftspoli-
tik, Investitionen in die ostdeutsche Industrie zu begiinstigen,
um damit ein Mehr an Produktion, an Export, an Einkommen
und an Arbeitsplitzen zu schaffen. Die bisherigen Erfahrungen
lehren aber, daB Investitionsforderung allein zur Erreichung die-
ser Ziele nicht ausreichend ist, vielmehr gilc es, das gesamte For-
dervolumen und das bisherige Forderinstrumentarium zu seiner
Verteilung zu iiberpriifen und neu zu ordnen. Mit der politi-
schen Zielstellung, die ostdeutsche Industrie auf das westdeut-
sche Leistungs- und Beschiftigungsniveau zu heben, mul} aber
verbunden sein, dafl die deutschen Férder- und Regulierungsin-
strumentarien in Ost- wie auch in Westdeutschland wesentlich
stirker als bisher an 8kologischen und sozialen Zielen auszurich-
ten sind. Ostdeutschland allein ist skonomisch und politisch viel
zu schwach, um eine solche Wende bundesdeutscher Politik ein-
leiten zu kénnen.

Nur ein Biindel in sich abgestimmter wirtschafts-, industrie-
und strukturpolitischer MaBinahmen, in dem neben den Investi-
tionen auch Strategien zur Offnung und Sicherung zusitzlicher
Mirkte enthalcen sind, verkniipft mit einem Paket von besonde-
ren arbeitsmarket- und beschiftigungspolitischen MaBnahmen kann
die sozio-ckonomische Misere in Ostdeutschland auch nur im
Ansatz auflsen.

Aufgrund der noch lange anhaltenden dkonomischen Abhin-
gigkeit Ostdeutschlands bleibt der derzeitige Transferbedarf von
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etwa 150 Mrd. DM jihrlich zumindest fiir die ndchsten 10 Jahre
weiter notwendig. Um die Akzepranz dieser Daueranstrengung in
Westdeutschland zu gewihrleisten, muf} vor allem die Finanzie-
rung dieser Transfers sozial gerecht ausgestaltet werden. Der Soli-
daritdrszuschlag von 7,5 vH der Steuerschuld ist durch eine Er-
ganzungsabgabe ab 50.000 bzw. 100.000 DM Jahreseinkommen
(Ledige bzw. Verheiratete) zu ersetzen. Auch die iibrigen — von
uns in den letzten Jahren bereits mehrfach unterbreiteten — Finan-
zierungsvorschldge zur Deckung der Kosten der Einheit wie die
Investitionsabgabe sowie die Auflage einer Zwangsanleihe auf ho-
here Geldvermdgen u.a. sind nach wie vor aktuell.

Schwerpunks 1: Finanzierung iffentlicher Infrastrukturen und Stimulie-
rung von Investitionen in den Mietwohnungsbau nach vkonomischen, so-
zialen und vkologischen Kriterien

Sowohl in der Verkehrsinfrascrukeur, der Energiewirtschaft, in
der Abfall- und Wasserpolitik als auch im Stddte- und Woh-
nungsbau kann die Verbindung 6konomischer, sozialer wie auch
ckologischer Kriterien durch die 6ffentlichen Hinde viel stir-
ker zur Geltung gebracht werden, wenn der politische Wille
datiir vorhanden ist. Die einzelnen Fachpolitiken sollten in ei-
nem dffentlichen Umbauprogramm fiir Beschéftigung und Unnvelt
gebiindelt werden.

Die Steuererleichterungen, Investitionszulagen und Sonderab-
schreibungen fiir den nicht fiir den Eigenbedarf projektierten, ge-
werblichen Biirobau sollten sofort gestoppt werden, da in diesem
Segment eine massive Uberproduktion zutage trice. Dagegen miis-
sen zusdtzliche Mittel fiir die ostdeutschen Wohnungsgesellschat-
ten in kommunaler und genossenschaftlicher Eigentiimerschaft
bereitgestellt werden, um die notwendigen Ersatz- und Moderni-
sierungsinvestitionen ohne unzumutbare Mietspriinge finanzieren
zu kénnen. Auch eine vollstindige Ubernahme der Aleschulden
dieser Gesellschaften durch den Bund ist angebracht. Die heutige
Schwerpunktbildung der 6ftentlichen Wohnungsbauforderung mit
Hilfe des dritten Forderweges, der bei einer offentlichen Forde-

176

rung von bis zu 100.000 DM je Wohnung dennoch nur eine Bin-
dungswirkung von 10-12 Jahren verlangt, ist — weil teuer und
zugleich mit enormen Zukunftshypotheken belastet — statt dessen
zuriickzufahren.

Schwerpunkt 2: Regionale Firderpolitik — Vorschlage fiir eine alternati-
ve Industriepolitik in Osidentschland

In den vergangenen zwanzig Jahren ist es zwar nicht gelungen,
in Westdeutschland die Unterschiede zwischen den wirtschaft-
lich schwicheren bzw. stirkeren Bundesldndern zu iiberwinden:
1993 wie auch zwanzig Jahre zuvor erzeugten die in ihrer Wirt-
schaftskraft schwicheren Bundeslinder Niedersachsen, Saarland
und Schleswig-Holstein je Einwohner nur etwa 85 vH des Brut-
toinlandsprodukts des Bundesdurchschnittes. Gleichwohl muf
im internationalen Vergleich dieses Ergebnis bundesdeutscher
Regionalforderung — eingesetzt wurden und werden solche In-
strumente wie die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstrukeur, die Regionalférderung der EU,
der Linderfinanzausgleich, die Bundesergidnzungszuweisungen
oder auch regional differenzierte Innovationsférderinstrumente
—als Erfolg gewertet werden: dies deshalb, weil die marktimma-
nenten regionalen Polarisierungstendenzen in anderen vergleich-
baren Lindern zu einem Anwachsen der regionalen Disparititen
gefithre haben.

Ubertriage man diese Erfahrungen auf die Politik fiir die neuen
Bundeslinder, so bleibt die Angleichung der Lebensverhiltnisse
in Ostdeutschland an das westdeutsche Niveau in einem tiberschau-
baren Zeitraum dann ein leeres Versprechen, wenn das gegenwir-
tig massive Fordergefille zugunsten der neuen Bundesldnder nicht
fiir weitere 10-15 Jahre im Grundsatz aufrecht erhalten bleibr.
Das Ost-West-Fordergefille unterscheidet sich derzeit von der bis-
lang in Westdeutschland prakrizierten regionalpolitischen Forder-
intensitidt ganz prinzipiell und muf dies auch: Die West-Ost-Dis-
parititen sind ungleich grofer als das Niveau der fritheren oder
gegenwirtigen Disparititen innerhalb Westdeutschlands.

177



Versuche, bei den Forderleiscungen fiir Ostdeutschland rigorose
Kiirzungen vorzunehmen, fithren zwangsldufig dazu, den Bedarf
an Transferzahlungen fiir soziale Zwecke wie Arbeitslosengeld und
Arbeitslosenhilfe, Wohngeld, Sozialhilfe usw. zu steigern. Es wiir-
de dann v6llig aussichtslos sein, in Ostdeutschland die wirtschaft-
liche Riickstandigkeit zu vermindern und die eigenstiandige Re-
produkrionstihigkeit zu stirken. Wie Berechnungen der Bundes-
bank zeigen, ist die Akkumulationskraft der ostdeutschen Indu-
striebetriebe ungeachtet der bisherigen betrichclichen Forderung
noch immer unzureichend: Die Eigenmittelquoten der Unterneh-
men liegen erheblich unter dem westdeutschen Niveau, das Sach-
kapital ist tiber doppelt so hoch mit Krediten belaster wie in West-
deutschland. Aus eigener Kraft ist folglich eine rasche weitere Ak-
kumulation nicht zu erwarten. Im Gegenteil, bei einer wesentli-
chen Kiirzung der 6ffentlichen Subventionen miifite mit einer wei-
ceren Steigerung der Insolvenzen, einer Abwanderung von Produ-
zenten und mit einem weiteren Absinken der Innovationsaktiviti-
ten gerechnet werden. Die angestrebte Angleichung an westdeut-
sche Verhiltnisse wiirde ohne die Aufrechterhaltung des drastischen
Fordergetilles in weite, kaum mehr zu definierende Ferne riicken.

Die ftir lingere Zeit weiterzufithrende berrichrliche 6ffentliche
Forderung einer innovativen und 6kologischen Reindustrialisie-
rung ist und bleibt damit der Preis fiir die abrupte Einbeziehung
Ostdeurschlands in das DM-Wihrungsgebiet und deren wirtschaft-
liche Konsequenzen.

Pliine der Bundesregierung zur Anderung der Fovderpolitik

Die Bundesregierung hat im Februar 1995 beschlossen, die For-
dermittel fir Ostdeutschland zielgerichteter einzuserzen. Die For-
derpriferenzen sollen im Grundsarz bis 1998 verlingert, dabei je-
doch vor allem auf die Industrie konzentriert werden. Die fiinfpro-
zentige Investitionszulage fiir das Verarbeitende Gewerbe wird
beibehalten, ebenso die zehnprozentige Investitionszulage fiir das
mirttelstandische Verarbeitende Gewerbe und das Handwerk bis
1998. Mit mehreren Programmen soll die Eigenkapitalbasis des
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ostdeutschen Mittelstands gestirke werden. Auflerdem soll der
mittelstindische Einzelhandel in den Innenstidten speziell gefor-
dert werden, um deren Revitalisierung zu unterstiitzen. Die Ver-
mogenssteuer bleibt nach den Pldnen bis Ende 1998 ausgesetzt.
Unverindert bleiben im Osten iiberdies bis Ende 1998 die Son-
derabschreibungsméglichkeiten fiir betriebliche Anlagegiiter, fiir
selbstgenurzre gewerbliche Bauten im Verarbeitenden Gewerbe
sowie fiir die Modernisierung von Gebiuden. Fiir den Mietwoh-
nungsneubau und andere gewerbliche Bauten werden die Abschrei-
bungsméglichkeiten auf niedrigerem Niveau fortgefiihre. Fiir Bi-
robaurten, die nicht im Betriebsvermégen fiir eigene unternehme-
rische Zwecke genutzt werden, wird das Fordergebietsgesetz iber
1996 hinaus nichr verlingert, ebenso nicht fiir Einzelhandelsim-
mobilien auf der griilnen Wiese. Der Westteil Berlins soll noch
1995 in die Ostférderung einbezogen werden. Die Zuldssigkeit
dieser zuletzt genannten Absicht muf allerdings noch von der EU
gepriift und die Hohe genehmigt werden.

Diesen Forderansiczen der Bundesregierung ist zwar — mit Aus-
nahme der Strukcur der Wohnungsbauférderung — der Grundren-
denz und auch dem Niveau der geplanten Férderung nach zuzu-
stimmen, nicht jedoch der Absicht, sie zum Jahresende 1998 ge-
nerell auslaufen zu lassen. Vielmehr wiire es richtig, das Forderin-
strumentarium dann erneur zu {iberpriifen. Zugleich sind aber auch
wesentliche Anderungen erforderlich.

Vor allem die 50prozentigen Sonderabschreibungen bewirken
eine massive Unternehmens- und Einkommensteuerersparnis fiir
reiche Privatpersonen und hochliquide Unternehmen in West-
deutschland. Wiirden die von der Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schafispolitik in den letzten Jahren gemachten Vorschlige fiir die
Finanzierung der deutschen Einheir aufgegriffen (Investitionsab-
gabe, Zwangsanleihe fiir grofere und groBe Geldvermogensbesic-
zer usw.), konnte statc mic Steuervergiinstigungen — die immer
die Einkommens- und Vermdgensstarken begiinstigen — stirker
mit Investitionszulagen und -zuschiissen gearbeitet werden.

Zu beseitigen sind ferner:

— die einseitige Ausrichtung auf die Investitionsforderung kapi-
talintensiver Industriezweige,
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—die pauschale Forderung von Investitionen unabhingig von den
tkologischen und sozialen Problemen der Standorte,

— die komplizierten und langwierigen Antrags- und Bewilli-
gungsvertahren sowie

— die untiberschaubare Vielzahl, Inkompatibilitit und Zersplit-
terung der Forderprogramme.

Dabei muf allerdings der Zzelkonflikt zwischen der Forderung
nach Einfachheit der Antragsverfahren und der Forderung nach
okologischer, skonomischer und regionaler Zielgenauigkeit — die
i.d.R. eine Einzelfallpritfung der Forderantrige verlangt — bedacht
werden: Investitionszulagen werden pauschal gewihre, auf sie be-
steht — wenn nicht bestimmte Wirtschaftszweige per Gesetz aus-
geschlossen sind — ein Rechtsanspruch, und sie sind einfach zu
handhaben. Zuschiisse dagegen werden nur per Einzelantrag und
ohne Rechtsanspruch gewihrt. Je mehr sich die neuen Verwal-
tungsstrukeuren in Ostdeutschland eingespielt haben, desto bes-
ser kann das Prinzip der Einzelfallpriifung mit der unbedingt be-
rechtigten Forderung nach Transparenz der Verfahren in Uberein-
stimmung gebracht werden.

Aus Griinden der Erhdhung der Zielgenauigkeit und der Kon-
trolle der Mittelverwendung pliddieren wir daher der Tendenz nach
fiir die Abschaffung der Zulagen und die Beibehaltung der Zu-
schiisse aus der Gemeinschaftsaufgabe und den EU-Regionalfonds.
Die einzelnen Férdermafinahmen, insbesondere die verlorenen Zu-
schiisse, sollten zeitlich begrenzt und degressiv gestaffelt werden.
Sie sollten bei Zweigbetrieben westdeurscher Konzerne an beson-
dere Auflagen wie Local-Content-Klauseln, den Transfer von For-
schungs-, Entwicklungs- und Managemenrabteilungen nach Ost-
deutschland oder an Erstausbildungsauflagen gebunden werden.

Ankniipfend an unsere bereits seit Jahren vertretenen Vorschli-
ge sehen wir die folgenden Ansicze fiir einen Umbau der 6ffentli-
chen Hilfen zugunsten der Reindustrialisierung Ostdeutschlands.

1. Weiterfuibrung der Investitionsforderung iiber die Gemeinschafts-
aufgabe (GA) und Mittel der EU (FEFRE)

Die betrichtlichen zur Verfiigung stehenden Subventionen (36
Mrd. DM in den Jahren 1990 bis 1994) sollten:

— weiterhin tiber die Bundeslidnder verteilt, aber dabei viel stir-
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ker in tkologische, sekrorale und regionale Zielstellungen ein-
gebunden werden.

— stirker mit Aufgaben der aktiven Arbeitsmarktpolitik gekop-
pelt werden, z.B. an nachpriifbare Auflagen zur Beschifrigung
und Qualifizierung von Arbeitslosen — insbesondere arbeitsmarke-
politisch besonders betroffenen Zielgruppen wie Frauen — ge-
bunden werden.

— Die Miteel fiir Investitionen in die Infrastrukeur sollten aufge-
stockt und mit Projekten der akciven Arbeitsmarkepolitik koor-
diniert werden, um so Synergieeffekte erzielen zu kénnen. Die
Lohnkostenzuschiisse zur produktiven Arbeitstérderung nach §
249h des Arbeitsforderungsgesetzes — die prinzipiell auch fir
privarwirtschaftliche Unternehmen akquirierbar sind — konnen
fiir eine solche Vernetzung unterschiedlicher Fachpolitiken ge-
nutzt werden.

2. Weiterfichrung und Ausbau der besonderen Fivderung von For-
schung und Entwicklung sowie von innovativen Betrieben in Ostdentsch-
land
Die hierfiir einzusetzenden Mittel sind aufzustocken und fiir die
forderberechtigten Betriebe lingerfristig — etwa fiir jeweils 5-10
Jahre — und damirt kalkulierbar bereitzustellen. Besonders dieser
Bereich muf} gegeniiber der ausschlieBlichen Begiinstigung von
Investitionen effektiver gestaltet und gestirkt werden. Dazu ge-
héren:

—ein groBeres Engagement des Bundes mit der Verlagerung zen-
traler Forschungsaufgaben nach Ostdeutschland und mit der In-
tensivierung bedeutender Projekte des 8kologischen Umbaus von
Produktion, Technologie und Verbrauch,

eine Biindelung der Vielzahl von speziellen Innovationsprogram-
men und die Vereinfachung und Verkiirzung der Antrags- und
Bewilligungsverfahren,

— eine hohere Konzentration der Mittel auf die Technologiepro-
gramme und -maBnahmen der Linder, die sie effektiver fiir dko-
logische, soziale und regionale Ziele der Landespolitik einsetzen
konnen,

— eine lingerfristig spiirbare Subventionierung der Lohnkosten
und der Investitionen in betriebliche FuE-Vorhaben, z.B. tiber
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eine Ausweitung der Forderung nach § 249h AFG auf die Be-
schifrigung von Wissenschaftlern und Ingenieuren fiir Innova-
tionen in ostdeurschen Unternehmen,
~die Einbeziehung auch der (wenigen verbliebenen) GroBunter-
nehmen mit mehr als 1.000 Beschiftigten in die FuE-Férderung.

3. Weiterfitbrung und Ausbau der Hilfen fiir Existenzgriinder
Mit zunehmender Festigung der Positionen von ostdeutschen
Unrternehmen wachsen die Moglichkeiten von Ausgriindungen.
Auch im Umfeld der sich entwickelnden — vom Bund jedoch
nachhaltiger zu férdernden — Technischen Universititen, Hoch-
schulen und offentlichen und privaten FuE-Einrichtungen ver-
groBern sich die Chancen fiir die Griindung innovativer Untet-
nehmen. Das ostdeutsche endogene Potential fiir derartige Griin-
dungs- und Ausgriindungsprozesse wird in absehbarer Zeit je-
doch unter einem akutem Mangel an Eigenkapital leiden. Dieser
mul} in Ermangelung eigener Akkumulationsquellen iiber 6f-
fentliche Hilfen gemildert werden. Die Anschubfinanzierungen
fiir solche Unternehmen und ihre umfassende Begleitung durch
Beratungs- und Qualifizierungsangebote sollten in der Regie der
Landesregierungen gesichert werden.

4. Weiterfiihrung dev Firdesungs- und Kreditprogramme fiir den
industriellen Mittelssand
Die bereits installierten Programme des ERP, des KfW und der
Deutschen Ausgleichsbank sind mit Sonderkonditionen fiir die
neuen Bundeslinder weiterzufiihren. In besonderem Male sollte
die Herausbildung regionaler Produkcions- und Kooperations-
verbiinde gefordert werden, mit der den Tendenzen hin zur Ver-
festigung der ostdeutschen Industrie als verlingerte Werkbank
der westdeutschen Wirtschaft entgegengewirke werden kann. Zu
verstirken sind insbesondere diejenigen Ansitze im Forderinstru-
mentarium, die sich auf MarkcerschlieBung der westdeutschen
und der Exportmirkee richeen.
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Schwerpunkt 3: Markt- und Absatzfirderung fiir ostdentsche Unter-

nehmen

Da eine wesentliche Ursache fiir die nach wie vor sehr geringe
Produktivitic in Ostdeutschland die Nichrauslastung vorhande-
ner Kapazititen ist, mul} besonderer Wert auf die Absatz- und
Markeforderung gelegt werden. Sowohl die tiberregionale Export-
kraft als auch die Fihigkeit, verloren gegangene Mirkrte — auch
in der eigenen, ostdeurschen Region — zuriickzugewinnen, mulf3
gestirkt werden. Neben freiwilligen MaBnahmen wie der Ein-
kaufsinitiative Ost sollte insbesondere die Einfihrung einer Wert-
schopfungspriferenz im Rahmen der Umsatzsteuer durchgesetzt
werden.

Schwerpunkr 4: Strategie fiir die Treubandnachfolgegesellschaften

Die nach der Erfiillung des Kernauftrags verbliebenen Aufgaben
der Treuhandanstalt werden ab Januar 1995 durch die Bundes-
anstalc fiir vereinigungsbedingte Sonderaufgaben BvS (Vertrags-
management, Reprivatisierung, Abwicklung und hoheitliche
Aufgaben, Fithrung der Minderheitenbeteiligungen), durch die
Beteiligungs-Management-Gesellschaft Berlin BMGB (Auslauf-
gesellschafren des Bergbaus, Betreuung der iiber 60 noch zu pri-
vatisierenden Unternehmen) sowie — wie bereits bislang — durch
die Liegenschaftsgesellschaft der Treuhandanstalt TLG und die
Bodenverwaltungs- und Bodenverwertungsgesellschaft BVVG
wahrgenommen. Die industrie-, strukrur- und stadrentwicklungs-
politische Bedeutung dieser Aufgaben der Nachfolgegesellschaf-
ren ist nach wie vor enorm grof3.

Prinzipiell sollte mit den iiber 60 von der BMGB gefithrten,
bislang nicht privatisierten Unternehmen nach dem Prinzip ,Sa-
nierung geht vor Privatisierung” verfahren werden. Dies auch des-
halb, weil der umgekehrte Weg nicht nur zum Ende des Jahres
1994 extrem negative Ergebnisse gezeitigt hat, wie die Beispiele
der Deutschen Waggonbau AG und Buna Chemie AG zeigten.
Stact dessen sollten die eigenen Sanierungskonzepre der Unter-
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nehmen stirker beriicksichtigt werden. Das Vertragsmanagement
wird noch lange mehr als eine blofe juristische Kontrolle der In-
vestitions- und Arbeitsplatzzusagen sein miissen. In nicht weni-
gen Fillen, in denen Zusagen nicht eingehalten werden, miissen
die Unternehmen maglicherweise vom Staat zuriickgenommen
werden. Insbesondere bei vielen MBO und MBI miissen nachtrig-
lich die Anlagevermogen niedriger bewertet werden, wenn ein
Konkurs abgewendet werden soll. Auf die jeweilige regionale Be-
deutung der betroffenen Unternehmen wird dabei ebenso zu ach-
ten sein wie auf die Bedeutung ihres FuE-Potentials. Die TLG
muf die Wirtschaftsférderungsbemithungen der Kommunen —so
sie denn verniinftig sind — durch ihre Bodenpolitik unterstiitzen
und zugleich den Belangen des Umweltschutzes konsequent Rech-
nung tragen. SchlieBlich sollte die BVVG ihren Besitz in erster
Linie an die Genossenschaften verpachten und — statt ihn an die
Etben der ehemaligen GroBgrundbesitzer zu verkaufen — den Ge-
meinden und Lindern iibertragen. Diesbeziiglich muf3 das Ent-
schidigungsgesetz gedndert werden.

Schuwerpunkr 5: Beschiftigungswirksame Arbeitsmarki- und Avrbeits-
zeitpolitik

Selbst bei Umsetzung aller von uns geforderten wirtschafts-, in-
dustrie- und strukeurpolitischen Mafinahmen wiirde die Arbeits-
losigkeit in Ostdeutschland noch deutlich hoher als in West-
deurschland liegen. Aus diesem Grunde pladiert die Arbertsgrup-
pe Alternative Wirtschaftspolitik fiir einen abgestimmren Karalog
beschiftigungswirksamer arbeitsmarkepolitischer Mafinahmen.

Lobnkostenzuschiisse fiir Avbeitszeitverkitrzingen mit vollem Lobnaus-

gleich

Ungeachtet der prekiren Arbeitsmarktlage miissen die ostdeut-
schen Beschiftigten mit 39,8 Wochenstunden linger arbeiten

Dartiber hinaus sind auch die tariflichen Urlaubszeiten in Ost-
de'utschland geringer, was — wie auch die lingeren Wochenar-
beitszeiten — eine lingere Jahresarbeitszeit zur Folge hat.

Tabelle 15: Tarifvertragliche Wochenarbeitszeit in Ost- und West-
detschland (Stand: Ende 1994)

Von je 100 Beschiftigten

haben eine tarifvertragliche

Wochenarbeitszeit von Ostdeutschland ~ Westdeurschland
40 Sed. und mehr 71 3
39 bis unter 40 Scd. 26 16
38 bis unter 39 Std. 1 33
37 bis unter 38 Std. 2 26
36 bis unter 37 Std. — 21
35 bis unter 36 Std. - 1

Quelle: Bundesarbeitsministerium

Wir fordern daher eine Arbeitszeitverkiirzung um zwei Stun-
den auf das westdeutsche Arbeitszeitniveau in einem Schrict, bei
gleichzeitiger beschiftigungswirksamer Auffiillung des dadl’lrch
reduzierten Arbeitsvolumes durch Neueinstellungen. Rein rech-
nerisch kénnten dadurch 300.000 Arbeicsplitze geschaffen wer-
d.en, bei — realistischer — Unterstellung eines tatsichlichen Beschif-
.txgungseﬁcekts von 50 vH der Arbeitszeitvolumenreduktion also
immerhin 150.000 Arbeitsplitze.

Arbeitszeitverkiirzungen kénnen in Ostdeurschland aufgrund
des niedrigen Lohnniveaus nur bei vollem (Netto)Lohnausgleich

| erfolgen. Um die Wetthbewerbsfihigkeit der ostdeutschen Wirt-
r schaft und die Finanzkraft der Gebietskérperschaften nicht noch
weiter zu verschlechtern, muf die Finanzierung des Lohnausglei-
 ches bzw. der Neueinstellungen — mit Ausnahme der Kreditinsti-
| tuteund des Versicherungsgewerbes, die vergleichsweise problem-
- los eigene Quellen mobilisieren kinnen — aus 6ffentlichen Lohn-

als Erwerbstitige in Westdeutschland mit 37,9 Wochenstunden. i kostenzuschiissen erfolgen.
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Bei einer Bruttolohn- und Gehaltssumme von 263 Mrd. DM
(1994) ergeben sich bei der genannten Arbeitszeitverkiirzung von
knapp 5 vH und den kalkulierten Produktivitdtseffekten Aufwen-
dungen in Héhe von etwa 6 Mrd. DM. Diese Mittel kdnnten als
Lohnkostenzuschiisse durch die Bundesanstalt fiir Arbeit an die
Unternehmen — bei einem entsprechenden Nachweis beschifti-
gungswirksamer Arbeitszeitverkiirzungen und damit einhergehen-
den Neueinstellungen — ausgezahlt werden. Die Lohnkostenzu-
schiisse sind degressiv auszugestalten und zeitlich zu befristen.
Entsprechend der Hohe der geleisteten Zahlungen erhilt die Bun-
desanstalt fiir Arbeit zur Refinanzierung einen Sonderzuschul3 aus
dem Bundeshaushalt.

An diesem LohnkostenzuschuBBmodell wiirde nicht zuletzt das
Verarbeitende Gewerbe Ostdeurschlands partizipieren, es kime zur
Schaffung zahlreicher neuer industrieller Arbeitspldtze mit den
daraus resultierenden wirtschafts- und strukturpolitischen Multi-
plikator- und Akzeleratoreffekten.

Sollten — was wir fiir sinavoll und notwendig halten — in der
Bundesrepublik insgesamt grofe Schritte in Richtung der 30-Stun-
den-Woche gemacht werden, so darf Ostdeutschland hiervon nicht
abgekoppelt werden. Auch dann ist bei den derzeitigen Lohnab-
stinden allerdings nur ein voller Lohnausgleich akzeptabel. Er
miiBte ebenfalls durch dffentliche Lohnkostenzuschiisse finanziert

werden.

Arbeitsplatzwirksame Ausdehnung aktiver Instrumente der Arbeits-

marktpolitik

Fiir West- und Ostdeutschland fordern wir eine deutliche Auf-
scockung der ABM-Stellen um 160.000; von diesen zusitzlichen
Arbeitsplitzen in ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen sollten 80.000
in Ostdeutschland entstehen.

Die von uns geforderte Ausweitung der produktiven Lobnkosten-
suschiisse nach § 249h bzw. 2425 AFG um 150.000 Stellen in der
gesamten Bundesrepublik kénnte 75.000 zusitzliche Arbeitsplit-
ze in diesem MaBnahmetyp in Ostdeutschland bereitstellen.
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Das Bundesprogramm fiir Langzeitarbeitslose mull von derzeitig
vorgesehenen 45.000 geférderten und finanzierten Stellen jihelich
auf 100.000 aufgestocke werden; immerhin sind derzeit mehr als
I Million Menschen in Deutschland linger als ein Jahr ohne Ar-
beit, also Langzeitarbeitslose. Von den zusitzlich geférderten 55.000
Arbeitsplitzen sollten 25.000 fiir Langzeitarbeitslose in Ostdeutsch-
land zur Verfiigung stehen.

Entlastung der Angebotsseite des Arbeitsmarkies

Angesichts der gravierenden Schieflage darf die Entlastung der
Angebotsseite des Arbeitsmarktes, z.B. durch Altersiibergangs-
regelungen, nicht aus den Augen verloren werden. Trogz aller
individuelle Problematik sind die bisherigen — allerdings niche
verlingerten — Altersiibergangsregelungen in Ostdeutschland
weiterzufiihren. Anderenfalls ergibt sich durch nachriickende Al-
tersjahrgiinge wieder eine deutliche Erhshung des Arbeitskrif-
teangebotes. Dieser absehbaren Entwicklung trigt aber die riick-
ldufige arbeitsmarkepolitische Entlastungswirkung des Alters-
tibergangs — 568.000 Personen im Dezember 1994 standen ein
Jahr zuvor immerhin noch 767.000 Personen gegeniiber —, nicht
Rechnung. Allerdings ist darauf zu achten, dal} der Eintrite in
den Altersiibergang auf freiwilliger Basis geschieht und die Riick-
kehrmoglichkeit auf den Arbeitsmarke einschlieBt. SchlieBlich
ist dafiir Sorge zu tragen, daB} die Betroffenen fiir ihren freiwilli-
gen Riickzug vom Arbeitsmarkt nicht auch noch Nachteile beim
spateren Rentenniveau hinnehmen miissen.

187



	Archivübersicht
	MEMORANDUM '95
	Inhalt
	Vorwort
	I. Kurzfassung
	Liste der UnterzeichnerInnen
	II. Langfassung des Memorandum
	1. Steigende Sockelarbeitslosigkeit im Aufschwung: Zur sozialen Lage in Deutschland
	1.1 Arbeitsplatzlücke von über 7 Millionen
	1.2 Einkommen und Vermögen: Alte und neue Ungleichheiten
	1.3 Mehr SozialhilfeempfängerInnen
	1.4 Teilzeitarbeit: Ein Weg mit Hindernissen
	1.5 "Krankenversicherung 2000": Sozialabbau im Gesundheitswesen
	1.6 Ansätze zur Reform der Wohnungspolitik

	2. Nach der Standortdebatte die Sozialstaatskritik: Abbau im Namen von Umbau
	3. Westdeutschland: Die Tücken des Aufschwungs
	4. Ostdeutschland: Die Mühen der Transformation
	4.1 Dependenzökonomie mit hohem Transferbedarf
	4.2 Maßnahmen zur Gestaltung der wirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands

	5. Ökologischer Umbau durch Regionalisierung
	5.1 Verkehrsvermeidung, Regionalorientierung und nachhaltiges Wirtschaften
	5.2 Möglichkeiten und Grenzen regionaler Stoffkreisläufe
	5.3 Regionalisierung und Außenhandel
	5.4 Transeuropäische Verkehrsnetze - Chance oder Gigantonomie?

	6. Finanzpolitik für Arbeit und Umwelt
	6.1 Finanzpolitische Praxis: "Flickschusterei" statt Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Umweltkrise
	6.2 Neue Arbeitsplätze durch den Ausbau des öffentlich verantworteten Beschäftigungssektors
	6.3 Ökologisch umsteuern durch Steuern
	6.4 Steuerpolitischer Handlungsbedarf: Kritik des Entwurfs zum "Jahressteuergesetz 1996"


	Archivübersicht



